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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5. Senat des Bundessozielgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 20. Juli 1976 durch den Vor—

sitzenden Richter 8 c h r o e d e r » P r i n t z e n ,
die Richter Dr. R e i n h o l d und Dr. H e i n z 9
sowie die ehrenamtlichen Richter H e h n e r und

B l ä t t e r m a n n

für_Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Bayerischen Lendessozielgerichts vom 9. Mai 4974 wird
zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfehrens sind

nicht zu erstatten.
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Streitig ist der Anspruch auf Familienhilfe.

Der Kläger ist freiwilliges Mitglied der beklagten Allge-

meinen Ortskrankenkasse (AOK). Nach den mit der Revision nicht

angegriffenen Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG)

befand sich seine Ehefrau zur Durchführung einer Bandschei—

benoperation vom 22. Oktober bis 5. November 1971 in einem

Münchener Klinikum. Anschließend begab sie sich in das Kran-

kenhaus Kempfenhausen (K), wo sie bis zum 22. November 1971

behandelt wurde. Die Beklagte zahlte im Rahmen der Familien—

hilfe dem Klinikum die Kosten des dortigen Krankenhaus—

aufenthaltes, ohne sich vorher dem Kläger gegenüber zur

Kostentragung verpflichtet zu haben. Sie erfuhr aus der Auf—

nahmeanzeige des Krankenhauses K., daß die Frau des Klägers

als Buchhalterin beschäftigt war, und ermittelte, daß deren
Gehalt mit monatlich 1.800,—— DM die Jahresarbeitsverdienst—

grenze überschritt. Sie lehnte deshalb die Übernahme der in

diesem Krankenhaus entstandenen Kosten ab und teilte dem

Kläger durch Bescheid vom 15. Dezember 1971 mit, Familien—

hilfeleistungen könnten ihm für seine Frau wegen der Höhe
ihres Arbeitsverdienstes nicht gewährt werden. Widerspruch,

Klage und Berufung hatten keinen Erfolg. Das LSG hat ausge—
führt: Der Kläger habe keinen Anspruch auf Familienhilfe,

weil seine Frau wegen ihres Arbeitsverdienstes nicht kran—

kenversicherungspflichtig gewesen sei. Die Beklagte habe

deshalb schon die Kosten des Klinikums ohne Rechtsgrund über—

nommen. Ein Verstoß gegen Treu und Glauben liege nicht vor,
weil die Beklagte vorher dem Kläger gegenüber nicht zum Aus—

druck gebracht habe, daß sie für die weitere Krankenhilfe

aufkomme. Auf 5 185 Abs. 1 Satz 2 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVG) könne der Kläger seinen Anspruch nicht stüt-

zen, denn weder er noch seine Frau seien aus der Versicherung

ausgeschieden. Auch ein Schadenersatzanspruch komme nicht
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in Betracht; dem Kläger sei kein Schaden entstanden, denn

nicht er, sondern seine Frau habe die Krankenhauskosten zu

tragen. Schließlich falle der Beklagten auch keine Pflichtver—

letzung aus dem Versicherungsverhältnis zur Last, weil ihr

vor der Aufnahme der Frau des Klägers in das Krankenhaus K.

nicht bekannt gewesen sei, daß diese ein die Jahresarbeits-

verdienstgrenze übersteigendes Gehalt bezog.

Mit der — zugelassenen - Revision rügt der Kläger Verletzung

des 5 205 Abs. 1 RVG. Er meint, die stationäre Behandlung

seiner Frau in dem Klinikum und im Krankenhaus K. sei als

ununterbrochener Krankenhausaufenthalt anzusehen. Zwar sei

die Behandlung wegen der Bahdscheibenoperation
am 3. November

1971 beendet gewesen. Eine endgültige Entlassung aus "stati—

onärer Behandlungsbedürftigkeit" habe insoweit Jedoch nicht

vorgelegen, als durch Überweisung in das Krankenhaus K. zur

weiteren Behandlung wegen desselben Leidens fortlaufend

stationäre Behandlung erforderlich gewesen sei. Habe die Be—

klagte aber Leistungen für Krankenpflege bis zum 3. November

4971 zuerkannt, so müsse ihre Leistungspflicht deshalb auch

für die Zeit bis zum 22. November 1971 bejaht werden.

Der Kläger beantragt,

alle Vorentscheidungen aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm die im Krankenhaus K. entstandenen Be—
handlungskosten zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie meint, die Revision sei nicht formgerecht eingelegt werden,
weil die Revisionsschrift keine ladungsfähige Anschrift der
Revisionsbeklagten enthalte. Im übrigen hält sie die Entschei—
dungen der Vorinstanzen im Ergebnis für zutreffend.
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124

Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

II

Die Revision ist zulässig.

Entgegen der Auffassung der Beklagten enthält die Revisions-

schrift auch deren ladungsfähige Anschrift. Die Beklagte

ist in der Revisionsschrift zwar lediglich als "Allgemeine

Ortskrankenkasse München" bezeichnet. Das aber reicht inso—

weit aus; denn in München gibt es nur eine AOK und diese

ist infolge ihrer Größe und des sich daraus ergebenden Er-

fordernisses, ständig ein eigenes Postfach zu unterhalten,

auch postalisch allgemein bekannt.

Die Revision ist jedoch nicht begründet.

Die Beklagte ist nicht verpflichtet, im Rahmen der Familien—

hilfe (5 205 EVO) die durch den Aufenthalt der Ehefrau des

Klägers im Krankenhaus K. entstandenen Pflegekosten zu tra—

gen. Dem Kläger steht insoweit kein Anspruch auf Familien—
hilfe zu. Ein Versicherter erhält für seinen berufstätigen

Ehegatten dann keine Familienhilfe, wenn dessen regelmäßiger
Jahresarbeitsverdienst

— wie das bei der Ehefrau des Klägers

der Fall war — die Krankenversicherungspflichtgrenze für

Angestellte (5 465 Abs. 1 Nr. 2 RVG) überschreitet. Der Senat
hat diese Rechtsfrage bereits für einen Fall der freiwilli—

gen Mitgliedschaft in einer Ersatzkasse entschieden (BSG 52,

13). Die Rechtslage ist aber bei der freiwilligen Mitglied—
schaft in einer RVG—Kasse nicht anders (siehe dazu die Aus-

führungen des Senats aaO S..14 unten, 15 f).

Zu Unrecht meint der Kläger, die Beklagte müsse im Rahmen
der Familienhilfe die für die Behandlung seiner Frau im
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Krankenhaus K. erwachsenen Pflegekosten deshalb tragen, weil

sie in diesem Rahmen bereits die für den vorangegangenen Aufent—

halt seiner Frau in dem Münchener Klinikum entstandenen Pfle-

gekosten übernommen habe und die Behandlung in beiden Kranken-

anstalten aus medizinischer Sicht als ein einheitlicher un—
unterbrochener Krankenhausaufenthalt anzusehen sei. Nach den

mit der Revision nicht angegriffenen Feststellungen des LSG

hat eine Verlegung der Ehefrau des Klägers von dem einen in

das andere Krankenhaus nicht stattgefunden. Das Gegenteil

läßt sich auch den vorliegenden Unterlagen nicht entnehmen.

In der formularmäßigen "Austrittsbescheinigung" des Münchener

Klinikums ist vielmehr lediglich angegeben: "Entlassen am
5. November 1971"; der vorgedruckte Vermerk: "Verlegt nach

Krankenhaus/Sanatorium ..." ist gestrichen. Selbst wenn die

Frau des Klägers aber von dem Münchener Klinikum in das

Krankenhaus K. verlegt worden wäre, hätte das die Beklagte

nicht gehindert, ihre Leistungspflicht neu zu prüfen. Aus

ihrer lediglich dem Klinikum gegenüber abgegebenen Verpflich—

tungserklärung zur Übernahme der in diesem Krankenhaus ent—

standenen Behandlungskosten ergibt sich kein Rechtsanspruch
des Klägers auf Übernahme auch der Kosten, die durch eine

Fortsetzung der Behandlung seiner Ehefrau in einem anderen

Krankenhaus entstehen. Auch das hat der erkennende Senat bereits
entschieden (BSG 16, 84 = SozR Nr. 12 zu 5 184 RVG).

Allerdings hat ein Versicherter der Krankenkasse gegenüber

grundsätzlich einen Anspruch auf (Fortsetzung einer) Kranken—
hauspflege, solange die Notwendigkeit dieser Leistungsform

andauert (% 184 RVG). Bei einer ohne Zustimmung der Kasse
durchgeführten Verlegung in ein anderes Krankenhaus ist diese
aber berechtigt, die medizinische Notwendigkeit der weiteren
Behandlung in diesem Krankenhaus zu überprüfen (BSG 16, 84,

89 = SozR Nr. 12 zu 5 184 RVG). Ebenso hat sie in einem sol—
chen Fall aus dem Gesichtspunkt der Gesetzmäßigkeit der Ver-
waltung das Recht und die Pflicht, das Vorliegen der ver—
sicherungsrechtlichen Voraussetzungen für die weitere Kosten-
übernahme neu zu prüfen. Es ist nicht vertretbar, ihr zu

- 5 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 _

Lasten der Versichertengemeinsohaft nur deshalb die Übernahme

weiterer Kosten aufzubürden, weil sie — wie im vorliegenden

Fall — bereits die Kosten für die in dem ersten Krankenhaus

durchgeführte Behandlung ohne Rechtsgrund übernommen hat.

Einen Anspruch auf Beibehaltung rechtswidrigen Verwaltungs-

handelns gibt es nicht (siehe Randelzhofer, JZ 4975, 556 ff).

Da die Beklagte sich dem Kläger gegenüber vor der Aufnahme

seiner Ehefrau in das Münchener Klinikum weder in einem

Verwaltungsakt noch auf andere Weise verpflichtet hat, die

Kosten für die stationäre Behandlung seiner Frau zu über—

nehmen, steht dem Kläger der geltend gemachte Anspruch auch

weder aus dem Gesichtspunkt des Sohadenersatzes noch aus ir-

gendeinem anderen Rechtsgrund, etwa dem des Vertrauenssohut-

zes, zu. Letzterer Grundsatz könnte - wenn er überhaupt sinne

gemäß auf den vorliegenden Fall anzuwenden wäre — allenfalls

die Auffassung stützen, daß für die Vergangenheit, d.h. für

die Zeit bis zur Entdeckung des Umstandes, daß kein Anspruch
auf Familienhilfe besteht, von einer Rückforderung der bis-

herigen Leistungen (Zahlung der Kosten für den Aufenthalt

im Klinikum) durch die Beklagte abzusehen ist (vgl. Urt.
des Senats vom 26. Juni 4975 — } RK 70/74 — zur Veröffent—
lichung vorgesehen). Diese Frage ist hier jedoch nicht
streitig. '

Der mit der Klage angefochtene Bescheid der Beklagten

vom 15. Dezember.■974 ist nach alledem nicht zu bean-

standen. Beide Vorinstanzen haben mithin der Klage zu
Recht den Erfolg versagt. Die Revision des Klägers ist
deshalb als unbegründet zurückzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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